Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/121 


Der Bundesminister 
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L 1 - 86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Empfehlung des Europarates zum Asylrecht 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Paul, Lenze (Atten- 
dorn) und Genossen 
— Drucksache V/50 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern des Innern und der Justiz wie folgt: 

Zu Frage Nr. 1 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, im Ministerkomi- 
tee des Europarats für die beschleunigte Ausarbeitung einer 
vertraglichen Regelung des Asylrechts für alle Mitgliedstaaten 
des Europarats einzutreten. Hierbei wird zu berücksichtigen 
sein, daß im Rahmen des Europarats Fragen des Asylrechts in 
bezug auf die Auslieferung im Europäischen Auslieferungs- 
übereinkommen vom 13. Dezember 1957 (Bundesgesetzbl. 1964 
II S. 1369) weitgehend geregelt sind. Alle Mitgliedstaaten des 
Europarats sind bereits Vertragsstaaten des Abkommens über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 und damit 
vertraglich an die völkerrechtlich anerkannten Asylgrundsätze 
gebunden. 

Zu Frage Nr. 2 

Die Anerkennung von Ausländern als Asylberechtigte obliegt 
in der Bundesrepublik Deutschland ausschließlich dem Bundes- 
amt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge (§§ 28 ff. 
AuslG vom 28. April 1965, BGBL I S. 353). Die Auslegung des 
Begriffs der Verfolgung, von der die Anerkennung als Asyl- 
berechtigter abhängt, ist daher in erster Linie Sache des Bundes- 
amtes. Dort entscheiden weisungsunabhängige Anerkennungs- 
und Widerspruchsausschüsse, deren Entscheidungen im Ver- 
waltungswege angefochten werden können. Die Bundesregie- 
rung kann lediglich durch ihren Bundesbeauftragten für Asyl- 
angelegenheiten (§ 35 AuslG) ihre Auffassung im Verfahren 
vor den Anerkennungs- und Widerspruchsausschüssen vor- 
tragen und die Entscheidungen dieser Ausschüsse ggf. mit 
Rechtsmitteln anfechten; sie wird dies tun, wenn es im Einzel- 
fall erforderlich sein sollte. 
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Gegen die Entscheidungspraxis des Bundesamtes sind bisher 
weder vom Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Natio- 
nen noch von sonstiger zuständiger Seite Bedenken erhoben 
worden. Nach Auffassung der Bundesregierung entspricht die 
Entscheidungspraxis des Bundesamtes, die sich an der umfang- 
reichen Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte einschließlich 
des Bundesverwaltungsgerichts orientiert, dem Artikel 16 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes und dem Wortlaut und dem 
Geist des Genfer Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge vom 28. Juli 1951. 

In den Fällen der Auslieferung wird die Frage des Asylrechts 
unter Beachtung des Artikels 16 Abs. 2 Satz 2 des Grundge- 
setzes und des Deutschen Auslieferungsgesetzes in der Regel 
von den ordentlichen Gerichten und gegebenenfalls vom Bun- 
desverfassungsgericht geprüft. 


Schröder 
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